
Suchergebnisse: Polizeiordnung

5. Januar 1501 – Die baierischen Herzöge erlassen entsprechende Kleiderordnungen

München - Landshut * Die Regenten der beiden Teilherzogtümer Baiern-München, Herzog

Albrecht IV., und Baiern-Landshut, Herzog Georg, nehmen eine große Reichspolizeiordnung, die

am 10. September 1500 auf dem Augsburger Reichstag erlassen worden war, zum Anlass, für

ihren jeweiligen Bereich entsprechende Kleiderordnungen zu erlassen.     Inhaltlich beruhen sie

auf einer Pfälzer Ordnung aus der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts, die entsprechend

modifiziert und den ober- und niederbaierischen Verhältnissen angepasst werden. Im Gegensatz

zu Landshut ist das Landgebot „Ueberfluß und Unmaas der Bekleidung und anders

hiernachfolgendes berührend“ die erste Kleiderordnung für München.

1516 – Jedermann darf für den Eigenbedarf brauen

München * Nach der Landes- und Polizeiordnung ist jedermann, und damit natürlich auch jedem

Kloster, die Möglichkeit gegeben, für den privaten Bedarf zu brauen.  Diese Braukonzession ist

allerdings auf die eigene „Hausnotdurft“, also auf den Eigenbedarf der Klosterbrüder und des

Gesindes, beschränkt. Ein öffentlicher Bierausschank ist ausdrücklich verboten. 

23. April 1516 – Das gesamtbayerische Reinheitsgebot: Strenge Regeln für die Brauer

Ingolstadt * Auf dem Landtag in Ingolstadt verkünden die Herzöge Wilhelm IV. und Ludwig X.

eine neue Landes- und Polizeiordnung. Die darin enthaltene Landesfreiheitserklärung bestimmt

bis zur Aufhebung der landständischen Korporation im Jahr 1808 das Verhältnis zwischen der

Landschaft und dem Landesherrn.   Das „Buch der gemeinen Landpolizei, Landesordnung,

Satzung und Gebräuche des Fürstentums Ober- und Niederbaiern“ enthält auch Vorschriften

darüber, „wie das Bier im Sommer und Winter auf dem Land ausgeschenkt und gebraut werden

soll“. Dieser Abschnitt wird erst im 20. Jahrhundert als Bayerisches Reinheitsgebot bezeichnet.  

Das gesamtbaierische Reinheitsgebot übernimmt wesentliche Vorschriften des Münchner

Biergesetzes. Es regelt nicht nur die zulässigen Zutaten, sondern auch die Bierpreise und den

Ausschank. In neuhochdeutscher Übersetzung lautet der betreffende Abschnitt:     „Wir

verordnen, setzen und wollen mit dem Rat unserer Landschaft, dass forthin überall im Fürstentum

Bayern, sowohl auf dem Lande als auch in unseren Städten und Märkten, die keine besondere
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Ordnung dafür haben, von Michaeli bis Georgi eine Mass oder ein Kopf Bier für nicht mehr als

einen Pfennig Münchner Währung und von Georgi bis Michaeli die Mass für nicht mehr als zwei

Pfennig derselben Währung, der Kopf für nicht mehr als drei Heller, bei Androhung der unten

angeführten Strafe, gegeben und ausgeschenkt werden soll.   Wo aber einer nicht Märzenbier,

sondern anderes Bier brauen oder sonst wie haben würde, soll er es keineswegs für mehr als

einen Pfennig je Mass ausschenken und verkaufen.   Ganz besonders wollen wir, dass forthin

überall in unseren Städten, Märkten und auf dem Lande für kein Bier mehr Zutaten als allein

Gerste, Hopfen und Wasser verwendet und gebraucht werden sollen.   Wer diese unsere

Anordnung wissentlich übertritt und nicht einhält, dem soll von seiner Gerichtsobrigkeit zur Strafe

dieses Fass Bier, sooft es vorkommt, unnachsichtlich weggenommen werden.   Wo jedoch ein

Gauwirt von einem Bierbrauer in unseren Städten, Märkten oder auf dem Lande einen, zwei oder

drei Eimer Bier kauft und wieder an das gemeine Bauernvolk ausschenkt, soll ihm allein und

sonst niemandem erlaubt sein, die Mass oder den Kopf Bier um einen Heller teurer als oben

vorgeschrieben auszuschenken.“     Wie stark das Misstrauen gegenüber den Brauern bereits zu

dieser Zeit ist, zeigt auch die Verpflichtung zur Eidesleistung. Der Eid soll den mit dem

Bierbrauen Beauftragten verdeutlichen, wie ernst die Herzöge die Einhaltung der Vorschriften

nehmen.   Darüber hinaus sind die Brauer verpflichtet, Bier „nach Notdurft“, also in ausreichender

Menge, herzustellen und damit den Bedarf der Bevölkerung zu decken. Selbst bei hohen

Rohstoffpreisen und geringen Gewinnaussichten dürfen sie die Produktion nicht eigenmächtig

verringern.   In der ursprünglichen Fassung des Biergesetzes wollten die Herzöge den Brauern

noch erlauben, gleichzeitig Einpfennig- und Zweipfennigbier zu brauen. Dabei sollten sie jedoch

jeweils nur eine der beiden Sorten ausschenken dürfen. Ein solches Maß an Vertrauen erscheint

letztlich zu groß. Deshalb erhält der endgültige Gesetzestext folgende Fassung:   „Es sollen auch

all Bräuen eins jeden Jahrs auf einem nämlichen Tag, den die Beschauer verkünden, zu

denselben Beschauern kommen und ihnen ein jeder Bräu ansagen, was Biers, zu einem oder

zweien Pfennigen, er brauen will; dasselbe Bier soll er alsdann ein Jahr nächst folgend ganz

ausbrauen und schenken und kein anderes.“   Für diese Regelung ist vor allem die Befürchtung

ausschlaggebend, die Brauer könnten unterschiedlich teure Biere miteinander vermischen. Das

Reinheitsgebot von 1516 dient somit nicht allein der Festlegung der erlaubten Zutaten. Es soll

zugleich die Bierpreise begrenzen, die Versorgung der Bevölkerung sichern und Verstöße der

Brauer und Wirte verhindern. 

1518 – Die Grundlage für eine einheitliche Gerichtsverfassung geschaffen

München * Mit der Landes- und Polizeiordnung von 1518 und der Gerichtsordnung von

1520 wird die Grundlage für eine einheitliche Gerichtsverfassung und ein einheitliches
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Gerichtsverfahren geschaffen.

1530 – Die Reichspolizeiordnung verbietet jeden Beischlaf außerhalb der Ehe

München * Die Reichspolizeiordnung verbietet jeden Beischlaf außerhalb der Ehe. 

29. September 1616 – Das Landrecht stellt die Rechtseinheit in Baiern her

München * Mit dem Landrecht Herzog Maximilians I. wird die endgültige Rechtseinheit in Baiern

hergestellt, die alle Rechtsgebiete umfasst. Damit ist Baiern eines der wenigen

deutschsprachigen Territorien, das über eine systematisch erfasste und in allen

Rechtsangelegenheiten abgestimmte Landesgesetzgebung verfügt.      Die Landes- und

Polizeiordnung enthält:         Eine Polizeiordnung.     Das Landrecht, das einheitlich für Ober- und

Niederbaiern gültige Zivilrecht, das bis 1756 in Kraft bleibt.     Eine Gerichtsordnung, die den

ordentlichen Prozess auf der Grundlage der Gerichtsordnung von 1520 regelt.     Die

summarische Prozessordnung, die bis 1753 Gültigkeit hat.           Sie schreibt unter anderem das

Wandern der Handwerksgesellen als Grundlage für den Erwerb der Meisterschaft vor.     Sie

enthält eine allgemeine Fischordnung für Donau, Salzach, Isar und den Inn usw..     Sie schafft in

der Malefizordnung die Strafe des Ertränkens ab.

29. September 1616 – Eigene Baierweinschenken bilden sich heraus

München * Die Baierische Polizeiordnung untersagt den „gleichzeitigen Ausschank von Baierwein

und eingeführten Weinen“. Dadurch bilden sich eigene Baierweinschenken heraus.

29. September 1616 – Lockerer Umgang mit dem Reinheitsgebot

München * In der Landes- und Polizeiordnung heißt es: „Doch wann jemand ein wenig Salz,

Krametbeer [= Wacholder] und ein wenig Kümmel in das Bier täte und damit kein Übermaß

gebrauchte, soll er deshalben nicht gestraft werden“.    Es gab viele Gründe mit pflanzlichen

Zusätzen zu arbeiten und zu experimentieren. Vor allem sollte die längere Haltbarkeit des Bieres

erreicht und das Sauerwerden verhindert beziehungsweise rückgängig gemacht werden. Saueres

Bier war wegen des schlechten Geschmacks nicht nur unverkäuflich, sondern bedeutete durch

den Verlust der teueren Rohstoffe einen volkswirtschaftlichen Schaden.
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1878 – Jeder Vortrag in einem „Tingeltangel“ muss polizeilich genehmigt werden

Berlin * In einer Reichspolizeiverordnung wird festgelegt, dass jeder Vortrag in einem

„Tingeltangel“ polizeilich genehmigt werden muss, dass diese Genehmigung nur für ein

bestimmtes Lokal gilt und dass die Erlaubnis zudem zurückgezogen werden kann.       Außerdem

wird die Aufführung von Dramen, Lustspielen, Possen, Opern, Operetten, Sing- und

Liederspielen, Tänzen und Balletts als unzulässig erklärt.   Nur Gesangs- und

Deklamationsstücke mit einer Besetzung von höchstens zwei Personen sind erlaubt.   Die

vortragenden Personen dürfen aber nur in bürgerlicher Kleidung (Gesellschaftsanzug) auf der

Bühne erscheinen.   Alle Vorträge im Kostüm sind verboten.   Als Ausnahme wird der Auftritt im

„wirklichen Nationalkostüm“ (Tracht) genehmigt.   Auch Kulissen, Vorhänge und jede Art von

Requisiten werden von der Bühne verbannt.     Außerdem durften die vorgetragenen Gesangs-

und Deklamationsstücke in Inhalt und Vortragsweise nicht gegen die Religion, die Sittlichkeit, die

staatlichen Einrichtungen, den öffentlichen Anstand und die öffentliche Ordnung verstoßen.   Die

Vorträge dürfen frühestens um 18 Uhr beginnen und müssen spätestens um 23 Uhr beendet

sein.

1912 – Ein Kinogründungs-Boom setzt ein

München * Mit dem Wegfall einer restriktiven, die Gewerbeordnung beschränkende

Polizeiordnung setzt ein Kinogründungs-Boom ein.

10. Juli 1942 – Der Zwickelerlass wird außer Kraft gesetzt

Berlin * Der „Zwickelerlass“ wird mit der Polizeiordnung zur Regelung des Badewesens außer

Kraft gesetzt.
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